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Nach Art. 104a Abs. 1 Grundgesetz tragen Bund und Länder gesondert die Ausgaben, die sich aus 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben (Konnexitätsgrundsatz). Die Ausgabenlast folgt damit 
der Aufgabenzuständigkeit. In seiner zuständigkeitsabgrenzenden Funktion verbietet das Kon-
nexitätsprinzip den Gebietskörperschaften, die Aufgabenlast der jeweils anderen zu finanzieren. 
Die Finanzverantwortung für die Kommunen tragen nach der Kompetenzordnung des Grundge-
setzes die Länder. 

Im Bereich der Asylpolitik hat der Bund die Aufgabe, das Asylverfahren durchzuführen. Wahrge-
nommen wird diese Aufgabe durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Für 
die Unterbringung und die Existenzsicherung von Asylbewerbern sind dagegen die Bundesländer 
zuständig. Die rasant ansteigenden Asylbewerberzahlen seit Mitte 2014 stellen Bund, Länder und 
Gemeinden auch vor große finanzielle Herausforderungen. Um die in diesem Zusammenhang 
drohende finanzielle Überforderung der Bundesländer und insbesondere der betroffenen Kom-
munen zu entschärfen, haben die Bundesregierung und die Ministerpräsidenten der Länder in 
mehreren Verhandlungsrunden Entlastungsmaßnahmen vereinbart, die inzwischen gesetzlich 
umgesetzt wurden. Im Wesentlichen stellen sie sich wie folgt dar: 

- Am 11. Dezember 2014 haben sich Bund und Länder auf eine pauschale Entlastung von 
Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern in 
Höhe von 500 Mio. Euro verständigt. Diese Entlastungsmaßnahme wurde durch entspre-
chende Erhöhung des kommunalen Anteils an der Umsatzsteuer im Rahmen des Gesetzes 
zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen und zur Entlastung von 
Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern um-
gesetzt. 

- Am 18. Juni 2015 haben Bund und Länder beschlossen, die pauschale Hilfe von 500 Mio. 
Euro für 2015 zu verdoppeln. Zugleich hat der Bund eine strukturelle, dauerhafte und dy-
namische Beteiligung an den gesamtstaatlichen Kosten im Bereich der Asylpolitik zuge-
sagt.  

- Am 24. September 2015 haben Bund und Länder ein Gesamtkonzept beschlossen, das mit 
dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz umgesetzt wurde. Danach werden die Länder 
in 2015 in Höhe von 2 Mrd. Euro entlastet. Im Rahmen der zugesagten strukturellen Betei-
ligung trägt der Bund ab dem 1. Januar 2016 einen Teil der Kosten für den Zeitraum von 
der Registrierung bis zur Erteilung eines Bescheides durch das BAMF. Finanziert wird 
vom Bund der durchschnittliche Aufwand pro Asylbewerber nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz in Höhe von 670 Euro monatlich. Für das Jahr 2016 werden 800.000 Asylbe-
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werber im Verfahren des BAMF und eine Verfahrensdauer von 5 Monaten unterstellt. Dar-
aus ergibt sich ein Betrag von 2,68 Mrd. Euro, den die Länder als Abschlagszahlung erhal-
ten. 
Als weitere Entlastungsmaßnahme erhalten die Länder ab 2016 für jeden abgelehnten 
Asylbewerber auf der Basis einer Verfahrensdauer von einem Monat einen Pauschalbetrag 
von 670 Euro. Der Gesamtbetrag beläuft sich auf 268 Mio. Euro, der auch als Abschlags-
zahlung den Ländern gewährt wird. 
Der Bund leistet zudem einen Beitrag zur Finanzierung der Kosten für unbegleitete Min-
derjährige in Höhe von 350 Mio. Euro jährlich. Außerdem unterstützt die Bundesregierung 
auch generell die Länder und Kommunen bei Maßnahmen zur Verbesserung der Kinder-
betreuung. In den Folgejahren ergeben sich folgende Entlastungen der Länder in Mio. 
Euro: 

 2016 2017 2018 2019 

Abschlag 2016 Asylbewerber* 2.680    
Abschlag 2016 abgelehnte Asylbewerber* 268    
Unbegleitete Minderjährige  350 350 350 350 
Verbesserung der Kinderbetreuung 339 774 870  
Summe Entlastung der Länder 3.637 1.124 1.220 350 

(* Hier erfolgt Ende 2016 eine personenscharfe Spitzabrechnung für 2016, die bei der für 
2017 festzulegenden Abschlagzahlung berücksichtigt wird.) 

Über diese unmittelbaren Entlastungsmaßnahmen hinaus unterstützt der Bund mittelbar die Län-
der und Kommunen im Bereich der Asylpolitik durch eine Erhöhung der Fördermittel beim Neu-
bau von Wohnungen und bei der Ausweitung des Bestands an Sozialwohnungen. Hierzu werden 
die den Ländern für den Bereich „Wohnraumförderung“ zuzuweisenden Kompensationsmittel 
für die Jahre 2016 bis 2019 jeweils um 500 Mio. Euro aufgestockt. 

Die finanzielle Beteiligung des Bundes im Bereich der Asylpolitik erfolgt wegen fehlender Finan-
zierungszuständigkeit des Bundes weitestgehend durch eine Umverteilung der Umsatzsteueran-
teile zu Gunsten der Länder. Die Schärfe der Flüchtlingsmigration und der kurzfristige Hand-
lungsdruck der Bundesregierung lassen diesen Finanzierungsweg zwar vertretbar erscheinen. Er 
stellt sich allerdings im Hinblick auf den Konnexitätsgrundsatz als nicht unproblematisch dar. 
Die ohnehin erforderliche Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen nach Auslaufen des 
Solidarpaktes II Ende 2019 bietet die Chance, auch den Aufgabenbereich der Asylpolitik hin-
sichtlich der Aufgabenkompetenz und aufgabengerechten Finanzausstattung neu zu regeln. Ziel 
dieser Neuregelung muss es sein, die zuständigen Gebietskörperschaften in die Lage zu verset-
zen, ihre Aufgaben in diesem Politikbereich wieder im Einklang mit dem Konnexitätsprinzip ei-
genverantwortlich wahrzunehmen und zu finanzieren.  
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